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Konsultation der Kommission und trotz von dieser formulierter Ein­
wände, Vorbehalte oder Bedingungen solche Maßnahmen zur Erhal­
tung der Fischbestände zu erlassen und in Kraft zu setzen, wie sie 
in der Fishing Nets (North-East Atlantic) (Variation) Order 1979 
(S.I. 1979, Nr. 744) enthalten sind. 

2. Eine strafrechtliche Verurteilung aufgrund einer nationalen Rechts­
vorschrift, die für gemeinschaftsrechtswidrig erkannt worden ist, ist 
ebenfalls mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar. 

Mertens de Wilmars Bosco Touffait 

Due Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe 

Koopmans Everling Chloros Grévisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxembourg am 16. Dezember 1981. 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 11. NOVEMBER 1981 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

In dem Ausgangsverfahren, das dem 
heute zu behandelnden Vorabentschei­
dungsersuchen zugrunde liegt, geht es 
um die Vereinbarkeit der britischen 
Fishing Nets (North-East Atlantic) Or­
der 1977 in der Fassung der Fishing Nets 
(North-East Atlantic) (Variation) Order 
1979 mit den Vorschriften des Gemein­
schaftsrechts. Beide Maßnahmen des 

Vereinigten Königreichs auf dem Gebiet 
der Erhaltung der Fischbestände waren 
bereits Gegenstand von Vertragsverlet­
zungsverfahren, in denen der Gerichts­
hof Gelegenheit hatte, die fraglichen Be­
stimmungen sowie die einschlägigen 
Vorschriften des Gemeinschaftsrechts 
ausführlich zu würdigen. Er hat in sei­
nem Urteil vom 4. Oktober 1979 in der 
Rechtssache 141/78 — Französische Re­
publik/Vereinigtes Königreich Großbri-

3095 



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN REISCHL — RECHTSSACHE 269/80 

tannien und Nordirland — (Slg. 1979, 
2923) entschieden, daß das Vereinigte 
Königreich dadurch gegen seine Ver­
pflichtungen aus dem EWG-Vertrag ver­
stoßen hat, daß es am 1. April 1977 die 
„Fishing Nets (North-East Atlantic) Or­
der 1977“ in Kraft gesetzt hat, ohne den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kom­
mission den Erlaß dieser Maßnahme zu­
vor mitzuteilen und sich darum zu bemü­
hen, die Billigung der Kommission zu er­
halten. In seinem Urteil vom 5. Mai 1981 
in der Rechtssache 804/79 — Kommis­
sion/Vereinigtes Königreich — (bislang 
unveröffentlicht) hat er für Recht er­
kannt, daß das Vereinigte Königreich 
dadurch gegen seine Verpflichtungen aus 
dem EWG-Vertrag verstoßen hat, daß es 
am 1. Juli 1979 ohne angemessene vorhe­
rige Konsultation und trotz der Ein­
wände der Kommission unter anderem 
die „Fishing Nets (North-East Atlantic) 
(Variation) Order 1979“ erließ, mit der 
eine Vergrößerung der Mindestmaschen-
weite der Netze gegenüber der obenge­
nannten Order 1977 festgelegt wurde. 

Am 16. Oktober 1979 wurde der franzö­
sische Staatsangehörige Robert Tymen, 
Kapitän eines französischen Fischerei­
fahrzeugs, von der britischen Marine 
aufgebracht, weil er etwa 50 Meilen süd­
westlich der Küste von Pembrokeshire 
innerhalb des Fischereigebiets des Ver­
einigten Königreichs nach Kaisergranat 
fischte und Netze an Bord hatte, deren 
Maschen eine geringere Weite hatten, als 
Artikel 5 und Anhang 1 der genannten 
Order von 1977 in der Fassung der Or­
der von 1979 zuließen. 

Deshalb angeklagt, berief sich Herr 
Tymen auf die Unvereinbarkeit der briti­
schen Regelung mit dem Gemeinschafts­
recht. Trotzdem verhängte der Cardiff 
Crown Court schließlich eine Geldstrafe 
von 250 Pfund, gab dem Angeklagten 
die Zahlung von 100 Pfund für die Ko­
sten der Anklage auf und ordnete die 

Einziehung der zur Begehung der Tat 
verwendeten Netze an. 

In der Rechtsmittelinstanz hat der Court 
of Appeal, Criminal Division, das Ver­
fahren mit Beschluß vom 14. November 
1980 ausgesetzt und dem Gerichtshof 
gemäß Artikel 177 des EWG-Vertrags 
folgende Fragen zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: 

„1 . Sind die Mitgliedstaaten befugt, 
nach Ablauf des in Artikel 102 der 
Beitrittsakte genannten Zeitraums, 
d.h. nach dem 31. Dezember 1978, 
eine Regelung zur Erhaltung der 
Fischbestände mit solchen Vorschrif­
ten über die Mindestmaschenweite 
beim Fang von Kaisergranat zu er­
lassen und in Kraft zu setzen, wie 
sie in der Fishing Nets (North-East 
Atlantic) (Variation) Order 1979 
(Statutory Instrument 1979, Nr. 744) 
des Vereinigten Königreichs enthal­
ten sind? 

2. Bei Verneinung der Frage 1: Haben 
einzelne, gegen die aufgrund einer 
solchen Maßnahme vorgegangen 
wird, irgendwelche von den nationa­
len Gerichten zu schützende Rechte 
und gegebenenfalls welche? 

3. Bei Bejahung der Frage 1: Würde 
ein Mitgliedstaat, der sich vor Erlaß 
einer solchen Maßnahme zur Erhal­
tung der Fischbestände so verhalten 
hätte, wie dies vom Vereinigten Kö­
nigreich in der als Anlage beigefüg­
ten Akte „Sachverhalt“ festgestellt 
ist, 

a) die Verfahrensvorschriften oder 

b) die sonstigen Vorschriften einge­
halten haben, die in 

aa) Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 101/76 des Rates 
vom 19. Januar 1976, 

bb) Anlage VI zur Haager Ent­
schließung vom 3. November 
1976, 
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cc) der Entscheidung Nr. 
79/590/EWG vom 25. Juni 
1979 

dd) Artikel 5 EWG-Vertrag 

enthalten sind? 

4. Ist es für die Beantwortung der 
Frage 3 von Bedeutung, daß der Ge­
richtshof in der Rechtssache 141/78 
(Französische Republik/Vereinigtes 
Königreich, Slg. 1979, 2923) ent­
schieden hat, daß das Vereinigte 
Königreich dadurch gegen seine 
Verpflichtungen aus dem EWG-Ver­
trag verstoßen hat, daß es die Fish­
ing Nets (North-East Atlantic) Or­
der (Statutory Instrument 1977, Nr. 
440) in Kraft gesetzt hat? 

5. Falls keine oder einzelne der ge­
nannten Vorschriften eingehalten 
worden wäre: Haben einzelne, ge­
gen die aufgrund einer solchen Re­
gelung vorgegangen wird, irgend­
welche von den nationalen Gerich­
ten zu schützende Rechte und gege­
benenfalls welche?" 

Die Beantwortung dieser Fragen kann, 
wie sowohl das vorlegende Gericht als 
auch der Angeklagte des Ausgangsver­
fahrens, die britische und die franzö­
sische Regierung sowie die Kommission, 
die zu dem Vorabentscheidungsersuchen 
Stellung genommen haben, zu Recht 
hervorheben, nur im Lichte der zwi­
schenzeitlich ergangenen Entscheidung 
des Gerichtshofes in der Rechtssache 
804/79 erfolgen, in der gleichfalls über 
die Frage zu befinden war, ob und gege­
benenfalls unter welchen Bedingungen 
die Mitgliedstaaten nach Ablauf des in 
Artikel 102 der Beitrittsakte genannten 
Zeitraums befugt waren, Maßnahmen 
der fraglichen Art zu treffen. 

I — 1. Es ist daher angebracht, in 
kurzen Zügen die wesentlichen Aussagen 
dieser Entscheidung, die auch in das Ur­

teil des Gerichtshofs vom 2. Juni 1981 in 
der Rechtssache 124/80 (Strafverfahren 
gegen Firma J. Van Dam & Zonen, bis­
lang unveröffentlicht) Eingang gefunden 
haben, nochmals ins Gedächtnis zu ru­
fen. Der Gerichtshof hat in dieser Ent­
scheidung unter anderem im Hinblick 
auf die vom Vereinigten Königreich er­
lassene Order 1979 ausdrücklich klarge­
stellt, „daß seit dem Ablauf der in Arti­
kel 102 der Beitrittsakte festgelegten 
Übergangszeit am 1. Januar 1979 die 
Zuständigkeit für den Erlaß von Maß­
nahmen zur Erhaltung der Meeres­
schätze im Rahmen der gemeinsamen Fi­
schereipolitik vollständig und endgültig 
bei der Gemeinschaft liegt" und „die Mit­
gliedstaaten . . . " daher nicht mehr be­
rechtigt [sind], eine eigene Zuständigkeit 
in bezug auf Erhaltungsmaßnahmen in 
den ihrer Hoheitsgewalt unterliegenden 
Gewässern auszuüben". Der Gerichtshof 
hat weiterhin hervorgehoben, daß eine 
Untätigkeit des Rates, der seit diesem 
Datum zum Erlaß von Gemeinschafts­
maßnahmen zuständig wäre, „den Mit­
gliedstaaten keinesfalls die Zuständigkeit 
und die Freiheit einseitigen Handelns auf 
diesem Sektor zurückgeben konnte, weil 
in diesem Bereich die Zuständigkeits­
übertragung auf die Gemeinschaft voll­
ständig und endgültig war". 

2. Aufgrund dieser Feststellungen wäre 
die erste Frage grundsätzlich negativ zu 
beantworten. Die durch die Untätigkeit 
des Rates geschaffene faktische Lage hat 
den Gerichtshof jedoch veranlaßt, eine 
Abweichung von diesem Grundsatz zu­
zulassen — und nur mit dieser Abwei­
chung ist die erste Frage erschöpfend be­
antwortet —, indem er klargestellt hat, 
daß „man . . . jedoch in dieser Auffas­
sung nicht so weit gehen [kann], daß es 
den Mitgliedstaaten gänzlich unmöglich 
wäre, die bestehenden Erhaltungsmaß­
nahmen gegebenenfalls aufgrund der 
Entwicklung der für diesen Bereich rele-
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vanten biologischen und technischen 
Faktoren zu ändern". Derartige Ände-
rungsmaßnahmen dürfen aber, wie aus 
dem Urteil hervorgeht, nur von begrenz­
ter Tragweite sein und nicht zu einer 
neuen Erhaltungspolitik eines Mitglied­
staats führen. 

3. Zu den Voraussetzungen, unter de­
nen solche einzelstaatlichen Erhaltungs­
maßnahmen getroffen werden dürfen — 
danach ist in der dritten Frage gefragt 
—, hat der Gerichtshof folgendes ausge­
führt: 

„Da es sich um ein der Zuständigkeit der 
Gemeinschaft vorbehaltenes Gebiet han­
delt, auf dem die Mitgliedstaaten fortan 
nur noch als Sachwalter des gemeinsa­
men Interesses tätig werden können, 
kann ein Mitgliedstaat mangels eines ge­
eigneten Vorgehens des Rates vorläufige 
Erhaltungsmaßnahmen, die möglicher­
weise durch die Umstände geboten sind, 
nur im Rahmen einer Zusammenarbeit 
mit der Kommission unter Beachtung der 
allgemeinen Überwachungsaufgabe tref­
fen, die Artikel 155, im vorliegenden Fall 
in Verbindung mit dem Beschluß vom 
25. Juni 1979 und den Parallelbeschlüs­
sen, diesem Organ zuweist. 

In einer Situation, die durch die Untätig­
keit des Rates und die grundsätzliche 
Beibehaltung der Erhaltungsmaßnahmen, 
die bei Ablauf des in Artikel 102 der Bei­
trittsakte vorgesehenen Zeitraums in 
Kraft waren, gekennzeichnet ist, erlegten 
demgemäß der Beschluß vom 25. Juni 
1979 und die Parallelbeschlüsse sowie die 
Erfordernisse, die mit der der Gemein­
schaft obliegenden Wahrung des gemein­
samen Interesses und der Unantastbar­
keit ihrer eigenen Befugnisse verbunden 
sind, den Mitgliedstaaten nicht nur die 
Verpflichtung auf, die Kommission ein­
gehend zu konsultieren und sich redlich 
um ihre Billigung zu bemühen, sondern 
auch die Pflicht, keine einzelstaatlichen 

Erhaltungsmaßnahmen entgegen Ein­
wänden, Vorbehalten oder Bedingungen, 
die von der Kommission formuliert wer­
den könnten, zu erlassen." 

Aus diesem Zitat und aus anderen Passa­
gen des Urteils, die ich als bekannt vor­
aussetzen darf und deshalb nicht wört­
lich zu zitieren brauche, folgt eindeutig, 
daß eine von einem Mitgliedstaat ergrif­
fene Erhaltungsmaßnahme nur dann 
rechtmäßig ist, wenn sie sowohl den for­
mellen als auch den materiellen Anforde­
rungen des Gemeinschaftsrechts — dazu 
gehören insbesondere auch die in der 
dritten Frage genannten Regelungen — 
entspricht. 

Da der Gerichtshof zum Ergebnis kam, 
daß die genannten Anforderungen bei 
Erlaß der fraglichen Order nicht erfüllt 
waren, hat er demgemäß festgestellt, daß 
das Vereinigte Königreich gegen seine 
Verpflichtungen aus dem Vertrag versto­
ßen hat, „indem es die Kommission 
durch sein Vorgehen bei der Konsulta­
tion daran gehindert hat, die geplanten 
Maßnahmen in angemessener Weise zu 
prüfen, und indem es diese Maßnahmen 
trotz der Einwände der Kommission in 
Kraft gesetzt hat". 

II — Vor diesem Hintergrund bleibt, 
wie alle am Verfahren Beteiligten her­
vorheben, im wesentlichen auf zwei Fra­
genkomplexe einzugehen, die nicht aus­
drücklich in dem genannten Urteil be­
handelt worden sind und auf dem Um­
stand beruhen, daß die am 1. Juli 1979 
vom Vereinigten Königreich erlassene 
Order unstreitig zumindest im Prinzip 
den Maßnahmen entsprach, die. die 
Kommission dem Rat zur gleichen Zeit 
vorgeschlagen hatte. Im Unterschied zu 
den britischen Maßnahmen sollten aber 
die von der Kommission vorgeschlage­
nen erst am 1. September 1979 in Kraft 
treten. 
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Damit stellt sich zunächst die Frage, ob, 
wie die britische Regierung meint, von 
diesem Datum an davon ausgegangen 
werden kann, daß die fragliche nationale 
Maßnahme als stillschweigend gebilligt 
anzusehen ist. Falls dies nicht der Fall 
sein sollte, ist der weiteren Frage nach­
zugehen, welche Konsequenzen sich in 
strafrechtlicher Hinsicht für den einzel­
nen ergeben, wenn die nicht gebilligte 
nationale Maßnahme, wie im vorliegen­
den Fall, sich im wesentlichen mit dem 
Vorschlag der Kommission deckt. 

1. Nach Auffassung der britischen Re­
gierung waren, um mit der ersten Frage 
zu beginnen, die Einwendungen der 
Kommission in erster Linie gegen das 
Datum des Inkrafttretens der britischen 
Maßnahme, nicht aber gegen deren spä­
tere Aufrechterhaltung gerichtet. Die von 
der Kommission formulierten Vorbehalte 
hätten sich deshalb nur auf das verfrühte 
Inkraftsetzen der fraglichen Maßnahme 
bezogen; diese sei also unter der Bedin­
gung gebilligt worden, daß sie nicht vor 
dem 1. September 1979 in Kraft trete. 
Von diesem Datum an sei jedoch eine 
Koinzidenz zwischen der nationalen 
Maßnahme und dem Entwurf der Kom­
mission festzustellen mit der Folge, daß 
die nationale Maßnahme, die insofern 
die Gemeinschaftsinteressen und die na­
tionalen Interessen berücksichtige, nicht 
mehr als gemeinschaftsrechtswidrig an­
gesehen werden könne. Schließlich habe 
auch der Gerichtshof in seinem Urteil in 
der Rechtssache 804/79 deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß der Vorwurf der 
Vertragsverletzung sich auf das verfrühte 
Inkraftsetzen beziehe. Die Praxis zeige 
aber, daß nationale Maßnahmen häufig 
von der Kommission auch im nachhinein 
noch gebilligt worden seien. Falls man 
dieser Ansicht nicht folgen sollte, stelle 
jedenfalls die Nichtbilligung einen 
Rechtsmißbrauch dar. 

Dieses Vorbringen vermag jedoch, wie 
auch die anderen Verfahrensbeteiligten 
hervorheben, unter mehreren Gesichts­
punkten nicht zu überzeugen. Wie ich 
bereits gesagt habe, ergibt sich aus dem 
Urteil in der Rechtssache 804/79 eindeu­
tig, daß die Mitgliedstaaten aufgrund der 
Vorschriften des Gemeinschaftsrechts 
nach Ablauf des in Artikel 102 der Bei­
trittsakte vorgesehenen Zeitraums im 
Falle der Untätigkeit des Rates vor Erlaß 
einer Erhaltungsmaßnahme die Ver­
pflichtung hatten, die Kommission einge­
hend zu konsultieren und sich um deren 
Billigung zu bemühen; überdies durften 
sie keine einzelstaatlichen Erhaltungs­
maßnahmen entgegen Einwänden, Vor­
behalten oder Bedingungen der Kommis­
sion erlassen. Mitgliedstaatliche Maß­
nahmen, die entgegen diesen Handlungs­
und Unterlassungspflichten erlassen wur­
den, sind daher nicht mit dem Gemein­
schaftsrecht vereinbar. 

Aufgrund dieser Rechtslage hat der Ge­
richtshof dann festgestellt, daß schon die 
von der Regierung des Vereinigten Kö­
nigreichs durchgeführte Konsultation 
wenig zufriedenstellend gewesen sei und 
nicht den Anforderungen der Ratsbe­
schlüsse entsprochen habe. Auch habe 
die Kommission ihre Vorbehalte bereits 
zu Beginn des Konsultationsverfahrens 
geltend gemacht und diese am 22. und 
27. Juni nach Kenntnisnahme vom Wort­
laut der Maßnahme ausdrücklich erneu­
ert, indem sie ihre Absicht bekundet 
habe, diese Maßnahme so lange nicht zu 
billigen, als nicht eine gründlichere Un­
tersuchung erlauben werde, eine Ver­
ständigungsgrundlage zu finden. 

Zu der Frage, aufgrund welcher Um­
stände die Kommission Einwände gel­
tend machte, hat der Gerichtshof in dem 
genannten Urteil eine klare Feststellung 
getroffen, indem er unterstrichen hat, 
daß 
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„die Kritik der Kommission . . . auf der 
Überlegung [beruht], daß derartige 
Maßnahmen sachgerecht nur für die ge­
samte Gemeinschaft getroffen werden 
könnten, daß der Rat in der Lage gewe­
sen wäre, sie in der im Vertrag verlang­
ten Form zu erlassen, wenn das Ver­
einigte Königreich nicht selbst den Ent-
scheidungsprozeß innerhalb dieses Or­
gans blockiert hätte, und daß das Ver­
einigte Königreich mit dem einseitigen 
Erlaß der erwähnten Maßnahmen in eine 
Zuständigkeit eingegriffen habe, die seit 
dem 1. Januar 1979 in vollem Umfang 
bei der Gemeinschaft liege". 

Dagegen habe die Kommission den 
Inhalt der einzelnen getroffenen Maß­
nahmen nur hilfsweise geprüft, um auf­
zuzeigen, daß, auch wenn es sich um tat­
sächliche Erhaltungsmaßnahmen han­
dele, ihr Erlaß — entweder aufgrund des 
Zeitpunkts ihrer Inkraftsetzung oder auf­
grund ihrer Anwendungsmodalitäten — 
den Grundsatz der Gleichbehandlung al­
ler Fischer der Gemeinschaft verletze. 
Aus diesen Feststellungen geht demnach 
klar hervor, daß sich die von der Kom­
mission formulierten Einwendungen 
nicht nur auf das Datum des Inkrafttre­
tens der britischen Maßnahmen bezogen. 
Daraus folgt aber auch weiterhin, daß, 
obgleich die britische Maßnahme mit den 
von der Kommission vorgeschlagenen 
Erhaltungsmaßnahmen inhaltlich im 
Zeitpunkt der Aufbringung des Ange­
klagten übereinstimmte, der Hauptein­
wand der Kommission zu diesem Zeit­
punkt nicht wegen Zeitablaufs erledigt 
war. 

In diesem Zusammenhang darf zudem 
nicht übersehen werden, daß die Vor­
schläge der Kommission, die sich an den 
Rat und nicht an die Mitgliedstaaten 
richten, den Ausgangspunkt eines abge­
stimmten gemeinschaftlichen Vorgehens 
darstellen und demnach grundsätzlich 
nicht ohne weiteres als Billigung eines 

eigenmächtigen mitgliedstaatlichen Vor­
gehens auf einem Gebiet, das der Zu­
ständigkeit der Gemeinschaft unterliegt, 
gewertet werden können. 

Nicht zuletzt wird man im Interesse der 
Rechtssicherheit verlangen müssen, daß, 
wenn die Kommission vor Erlaß einer 
mitgliedstaatlichen Maßnahme ausdrück­
lich Einwände, Vorbehalte oder Bedin­
gungen formuliert hat, diese nur dann als 
hinfällig betrachtet werden können, 
wenn die Kommission später eindeutig 
zu erkennen gegeben hat, daß sie ihre 
Bedenken nicht mehr aufrechterhalten 
will. Anzeichen hierfür sind aber bis zum 
heutigen Zeitpunkt nicht zu erkennen. 
Die Kommission hat ganz im Gegenteil 
hierzu in der im Amtsblatt C 133 vom 
4. Juni 1980 (S. 2) abgedruckten Mittei­
lung über einzelstaatliche Maßnahmen 
zur Erhaltung der Fischbestände, die von 
der Kommission zu genehmigen sind, 
unter dem Datum vom 3. August 1979 
ihre nach wie vor noch bestehende Miß­
billigung dieser Maßnahme dadurch zum 
Ausdruck gebracht, daß sie der Bezeich­
nung des Seebarsches als geschützte Art 
zugestimmt hat, „ohne den Erlaß als sol­
chen zu genehmigen ". Hätte die Kommis­
sion nach dem 1. September 1979 ihre 
Einwände als erledigt gewertet wissen 
wollen, wäre dieser Umstand vermutlich 
auch in dem gegen das Vereinigte Kö­
nigreich eingeleiteten Vertragsverlet­
zungsverfahren, das erst im Mai 1981 
seinen Abschluß fand, zum Ausdruck ge­
kommen. 

Wie die Regierung des Vereinigten Kö­
nigreichs zu Recht bemerkt, habe ich in 
meinen Schlußanträgen zu diesem Ver­
fahren vom 12. Februar 1981 klargestellt, 
daß die Billigung einer mitgliedstaatli­
chen Maßnahme auch stillschweigend er­
folgen kann. Von einer solchen still­
schweigenden Billigung kann aber dann 
natürlich nicht mehr die Rede sein, wenn 
die Kommission bereits zu Beginn des 
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Konsultationsverfahrens ihre Vorbehalte 
geltend gemacht und ihre Einwände aus­
drücklich aufrechterhalten hat. Hieran 
kann auch das Argument der Regierung 
des Vereinigten Königreichs, daß die 
Kommission in anderen Fällen Maßnah­
men, die bereits von den Mitgliedstaaten 
in Kraft gesetzt worden seien, nachträg­
lich gutgeheißen habe, nichts ändern, da 
in diesen anderen Fällen eine stillschwei­
gende Billigung der Maßnahmen nicht 
ausgeschlossen werden konnte. Jedenfalls 
sind, wie der Gerichtshof gleichfalls in 
seinem Urteil in der Rechtssache 804/79 
unterstrichen hat, diese Fälle nicht mit 
den umstrittenen Maßnahmen des Ver­
einigten Königreichs vergleichbar, denen 
gegenüber die Kommission bereits zu 
Beginn des Konsultationsverfahrens ihre 
Vorbehalte geltend gemacht und gegen 
die sie ihre Einwände ausdrücklich auf­
rechterhalten hat. 

Gegen die Annahme einer späteren Hei­
lung der beanstandeten Maßnahme 
durch die Koinzidenz mit dem Kommis­
sionsvorschlag spricht schließlich weiter­
hin eine rechtspolitische Überlegung. 
Ließe man eine solche Heilung ohne er­
neute Konsultation der Kommission zu, 
so hätte dies zur Folge, daß immer dann, 
wenn ein Kommissionsvorschlag im Rat 
nicht angenommen wurde, die Mitglied­
staaten entsprechende einzelstaatliche 
Maßnahmen erlassen könnten, wobei die 
Wahrung des gemeinsamen Interesses 
zum Beispiel im Falle einer Veränderung 
relevanter biologischer und technischer 
Faktoren nicht immer gewährleistet 
wäre. 

Im Ergebnis bedeutet dies, daß die um­
strittene Maßnahme unter dem Gesichts­
punkt des Gemeinschaftsrechts nur dann 
nicht zu beanstanden wäre, wenn das 
Vereinigte Königreich vor dem 1. Sep­
tember 1979 unter Einhaltung aller Ver­
fahrenserfordernisse, um eine gründliche 
Untersuchung zu gewährleisten, erneut 

die Kommission mit der Maßnahme be­
faßt hätte. Da dies nicht erfolgt ist, kann 
der Kommission auch nicht vorgeworfen 
werden, daß sie rechtsmißbräuchlich ge­
handelt habe, indem sie die Maßnahme 
im nachhinein mißbilligt habe. 

2. Bei diesem Ergebnis ist dann weiter 
noch auf den zweiten in den Fragen 2) 
und 5) angesprochenen Komplex einzu­
gehen, inwieweit einzelne einen Schutz 
gegen die Anwendung mit dem Gemein­
schaftsrecht unvereinbarer Maßnahmen 
in Anspruch nehmen können. 

Die Regierung des Vereinigten König­
reichs macht hierzu hilfsweise geltend, 
daß im Falle der Übereinstimmung einer 
nationalen Regelung mit den Kommis­
sionsvorschlägen trotz Verletzung der 
formellen Vorschrift des Gemeinschafts­
rechts nicht notwendigerweise von einer 
Unanwendbarkeit der nationalen Maß­
nahme auszugehen sei. Die Regelung des 
Gemeinschaftsrechts auf dem Gebiet der 
Erhaltungsmaßnahmen richte sich näm­
lich nur an die Mitgliedstaaten, entfalte 
somit keine direkte Wirkung im Sinne 
der Rechtsprechung des Gerichtshofes 
mit der Folge, daß der einzelne aus der 
Nichtrespektierung der Regelung auch 
keine subjektiven Rechte herleiten 
könne. Schließlich liege es auch im Inter­
esse der Gemeinschaft, wenn sich der 
einzelne nicht auf diese Vorschriften be­
rufen könne, falls ein Mitgliedstaat nur 
die Regeln der Zusammenarbeit mit der 
Kommission verletzt habe. 

Diese Argumentation, die offensichtlich 
an die Fragestellung anknüpft, ob ein­
zelne von den Gerichten zu schützende 
Rechte haben, verkennt jedoch, wie ins­
besondere auch die französische Regie­
rung und die Kommission zu Recht her­
vorheben, daß es im vorliegenden Fall 
nicht um die Frage geht, ob das Gemein­
schaftsrecht direkte Wirkungen entfalte 
in dem Sinne, daß der einzelne vor den 
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nationalen Gerichten sich darauf berufen 
kann, sondern lediglich um das Problem 
seiner unmittelbaren Geltung in den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten. 

Da zu der Frage der Auswirkungen der 
unmittelbaren Geltung einer gemein­
schaftsrechtlichen Bestimmung im Falle 
der Unvereinbarkeit mit einer Vorschrift 
des Rechts eines Mitgliedstaates ine ge­
festigte Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes besteht, genügt es, wenn ich insofern 
statt vieler Entscheidungen auf das Ur.eil 
des Gerichtshofs vom 9. März 1978 in 
der Rechtssache 106/77 — Staatliche 
Finanzverwaltung/S.p.A. Simmenthai — 
(Slg. 1978, 629) verweise, in dem der 
Gerichtshof das Wesen dieser Geltung 
zusammengefaßt wie folgt charakterisiert 
hat (a.a.O. S. 643 f.): 

„Unmittelbare Geltung bedeutet . . . , daß 
die Bestimmungen des Gemeinschafts­
rechts ihre volle Wirkung einheitlich in 
sämtlichen Mitgliedstaaten vom Zeit­
punkt ihres Inkrafttretens an und wäh­
rend der gesamten Dauer ihrer Gültig­
keit entfalten müssen. Diese Bestimmun­
gen sind somit unmittelbare Quelle von 
Rechten und Pflichten für alle diejeni­
gen, die sie betreffen, einerlei, ob es sich 
um die Mitgliedstaaten oder um solche 
Einzelpersonen handelt, die an Rechts­
verhältnissen beteiligt sind, welche dem 
Gemeinschaftsrecht unterliegen . . . " 

Darüber hinaus ist in diesem Zusammen­
hang an den Grundsatz des Vorrangs des 
Gemeinschafisrechts zu erinnern, wonach, 
wie es in dem genannten Urteil weiter 
heißt (a.a.O. S. 644), 

„die Vertragsbestimmungen und die un­
mittelbar geltenden Rechtsakte der Ge­
meinschaftsorgane in ihrem Verhältnis 
zum internen Recht der Mitgliedstaaten 
nicht nur zur Folge [haben], daß allein 
durch ihr Inkrafttreten jede entgegenste­
hende Bestimmung des geltenden staatli­
chen Rechts ohne weiteres unanwendbar 

wird, sondern auch — da diese Bestim­
mungen und Rechtsakte vorrangiger Be­
standteil der im Gebiet eines jeden Mit­
gliedstaats bestehenden Rechtsordnung 
sind —, daß ein wirksames Zustande­
kommen neuer staatlicher Gesetzge­
bungsakte insoweit verhindert wird, als 
diese mit den Gemeinschaftsnormen un­
vereinbar wären. Würde nämlich staatli­
chen Gesetzgebungsakten, die auf den 
Bereich übergreifen, in dem sich die 
Rechtsetzungsgewalt der Gemeinschaft 
auswirkt, oder die sonst mit den Bestim­
mungen des Gemeinschaftsrechts unver­
einbar sind, irgendeine rechtliche Wirk­
samkeit zuerkannt, so würde insoweit 
die Effektivität der Verpflichtungen, 
welche die Mitgliedstaaten nach dem 
Vertrag vorbehaltlos und unwiderruflich 
übernommen haben, verneint, und die 
Grundlagen der Gemeinschaft selbst 
würden auf diese Weise in Frage ge­
stellt". 

Nach diesen Überlegungen sowie auf­
grund von Sinn und Wesen des Artikels 
177 des EWG-Vertrags hat der Gerichts­
hof deshalb unterstrichen, 

„daß jeder im Rahmen seiner Zuständig­
keit angerufene staatlicher Richter ver­
pflichtet ist, das Gemeinschaftsrecht un­
eingeschränkt anzuwenden und die 
Rechte, die es dem einzelnen verleiht, zu 
schützen, indem er jede möglicherweise 
entgegenstehende Bestimmung des natio­
nalen Rechts, gleichgültig, ob sie früher 
oder später als die Gemeinschaftsnorm 
ergangen ist, unangewendet läßt". 

Dies gilt um so mehr, wenn der Ge­
richtshof in einem Urteil die Vertragsver­
letzung rechtskräftig festgestellt hat (vgl. 
dazu das Urteil vom 13. Juli 1972 in der 
Rechtssache 48/71 — Kommission/Ita­
lienische Republik— (Slg. 1972, 529). 

Hierbei ist es, entgegen der von der briti­
schen Regierung vertretenen Meinung, 
im Rahmen eines Strafverfahrens uner-
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heblich, ob die entsprechende Norm des 
Gemeinschaftsrechts geeignet ist, dem 
einzelnen subjektive Rechte zu gewäh­
ren. Für die unmittelbare Geltung und 
den Anwendungsvorrang genügt es viel­
mehr schon, wenn das gemeinschafts­
rechtliche Ge- oder Verbot hinreichend 
klar ist, was für die in Konkretisierung 
der gemäß Artikel 5 übernommenen Mit­
wirkungspflicht der Mitgliedstaaten er­
gangenen Erhaltungsmaßnahmen, wie 
das Urteil in der Rechtssache 804/79 
zeigt, nicht bestritten werden kann. 

Die so beschriebene Wirksamkeit des 
Gemeinschaftsrechts wäre aber behin­
dert, wenn ein Mitgliedstaat aufgrund 
einer nationalen Rechtsvorschrift, die für 
gemeinschaftsrechtswidrig erkannt wor­
den und damit unanwendbar geworden 
ist, zur Verhängung von Strafsanktionen 
berechtigt wäre. Folglich ist, wie der Ge­
richtshof bereits in der Rechtssache 

88/77 (Urteil vom 16. Februar 1978 — 
Fischereiminister/C. A. Schonenberg und 
andere —, Slg. 1978, 473) für Recht er­
kannt hat, eine strafrechtliche Verurtei­
lung aufgrund einer nationalen Rechts­
vorschrift, die für gemeinschaftsrechts­
widrig erkannt worden ist, nicht mit dem 
Gemeinschaftsrecht vereinbar. Das Vor­
liegen eines mit der nationalen Maß­
nahme im wesentlichen übereinstimmen­
den Vorschlags der Kommission vermag 
hieran insofern nichts zu ändern, als, wie 
der Gerichtshof in seinem Urteil vom 10. 
Oktober 1973 in der Rechtssache 34/73 
— F.lli Variola S.p.A./Amministrazione 
italiana delle Finanze — (Sig. 1973, 981) 
namentlich unter Hinweis auf seine Zu­
ständigkeit gemäß Artikel 177 des EWG-
Vertrags klargestellt hat, alle Praktiken 
unzulässig sind, „durch die die Norm­
adressaten über den Gemeinschaftscha­
rakter einer Rechtsnorm im unklaren ge­
lassen werden". 

III — Da bei diesem Ergebnis auf die vierte Frage nicht mehr eingegangen 
zu werden braucht, schlage ich daher abschließend vor, die Fragen wie folgt 
zu beantworten: 

1. Seit Ablauf der in Artikel 102 der Beitrittsakte festgelegten Übergangszeit 
sind die Mitgliedstaaten nicht mehr berechtigt, eine eigene Zuständigkeit 
für den Erlaß von Maßnahmen zur Erhaltung der Fischbestände in den 
ihrer Hoheitsgewalt unterliegenden Gewässern auszuüben. Bei Untätigkeit 
des Rates können sie nur noch als Sachwalter des gemeinsamen Interesses 
unter Berücksichtigung der formellen und materiellen Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechts tätig werden. Demzufolge dürfen entsprechende 
Maßnahmen insbesondere nur noch nach angemessener Konsultation der 
Kommission und unter der Voraussetzung ergriffen werden, daß die 
Kommission keine Einwände, Vorbehalte oder Bedingungen formuliert 
hat. 

2. Die Verhängung von Strafsanktionen oder anderen Zwangsmaßnahmen 
aufgrund einer nationalen Rechtsvorschrift, die für gemeinschaftsrechts­
widrig erkannt worden ist, ist mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar. 
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